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Sehr geehrte Damen und Herren,

zum einen ist über eine Vielzahl an gesetzlichen Neuregelungen zum Jahreswechsel zu berichten. So
wurde insbesondere die Steuerermäßigung für energetische Gebäudesanierungsmaßnahmen am selbst-
genutzten Wohneigentum beschlossen, welche nun umfassende Möglichkeiten eröffnet. Auch die
steuerliche Vergünstigung von betrieblich bzw. als Firmenwagen genutzten Elektrofahrzeugen ist noch-
mals deutlich erweitert worden.

Daneben sind Verwaltungsanweisungen herauszustellen, etwa zur Abgrenzung zwischen freiberuflichen
und gewerblichen Einkünften aus heil- und heilhilfsberuflicher Tätigkeit und im Rahmen einer ambulan-
ten Kranken- bzw. Altenpflege. Dies spielt in der Praxis im Hinblick auf die mögliche Belastung mit
Gewerbesteuer eine große Rolle.
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Fü r a l l e S t eue r p f l i c h t i g en

Regelungen zur steuerlichen Behandlung von
Erstausbildungskosten verfassungsgemäß

Das Bundesverfassungsgericht hat die lange erwartete
Entscheidung zur steuerlichen Behandlung von Erst-
ausbildungskosten verkündet. Mit Beschluss vom
19.11.2019 (Aktenzeichen 2 BvL 22/14, 2 BvL 27/14,
2 BvL 26/14, 2 BvL 25/14, 2 BvL 24/14, 2 BvL 23/14)
stellt das Gericht fest, dass die Regelung des Einkom-
mensteuergesetzes, wonach Aufwendungen für die
erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium,
das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, nicht als
Werbungskosten abgesetzt werden können, verfas-
sungsgemäß ist. Zur Begründunghat dasGericht ausge-
führt, dass es für die Regelung sachlich einleuchtende
Gründegibt.DerGesetzgeberdurftesolcheAufwendun-
genalsprivat (mit-)veranlasst qualifizierenunddenSon-
derausgaben zuordnen. Die Erstausbildung oder das
Erststudium unmittelbar nach dem Schulabschluss ver-
mittelt nichtnurBerufswissen, sondernprägtdiePerson
in einem umfassenderen Sinne, indem sie die Möglich-
keit bietet, sich seinen Begabungen und Fähigkeiten
entsprechend zu entwickeln und allgemeineKompeten-
zen zu erwerben, die nicht zwangsläufig für einen künf-
tigen konkreten Beruf notwendig sind. Sie weist eine
besondere Nähe zur Persönlichkeitsentwicklung auf.
Auch die Begrenzung des Sonderausgabenabzugs für
Erstausbildungskosten auf einen Höchstbetrag von im
Streitjahr 4 000 € (aktuell: 6 000 €) ist verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden.

Hintergrund ist, dass einkommensteuerlich wie folgt
unterschieden wird:

– Erstausbildung/Erststudium: Kosten einer Erst-
ausbildung bzw. eines Erststudiums – soweit nicht
im Rahmen eines Dienstverhältnisses absolviert –
können bei der Einkommensteuer nur begrenzt auf
einen Betrag von 6 000 € pro Jahr als Sonderaus-
gaben geltend gemacht werden. Sonderausgaben
können mit in diesem Jahr erzielten Einkünften ver-
rechnet werden und wirken sich dann steuermin-
dernd aus. Werden in dem entsprechenden Jahr
aber keine Einkünfte erzielt, so wirkt sich der Son-
derausgabenabzug steuerlich nicht aus. Dies ist
vielfach bei Personen der Fall, die sich in einer
Erstausbildung befinden oder ein Erststudium ab-
solvieren.

– Weitere Ausbildung/Studium: Dagegen können
nach erfolgreicher Absolvierung einer Erstausbil-
dung oder eines Erststudiums Kosten einer weite-
ren Ausbildung oder eines weiteren Studiums dann
als vorweggenommene Werbungskosten im Zu-
sammenhang mit der späteren Berufstätigkeit
geltend gemacht werden und führen ggf. zu steuer-

lichen Verlustvorträgen, die dann später mit Ein-
nahmen verrechnet werden können.

Nunmehr gewinnt also die Abgrenzung des Begriffs
der Erstausbildung wieder große Bedeutung, da erst
danach erfolgende Ausbildungsabschnitte zu vorweg-
genommenen Werbungskosten führen können. Ge-
setzlich ist geregelt, dass eine Berufsausbildung als
Erstausbildung nur vorliegt, wenn eine auf der Grund-
lage von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geord-
nete Ausbildung mit einer vorgesehenen Dauer von
mindestens 12 Monaten (bei vollzeitiger Ausbildung)
und mit einer Abschlussprüfung durchgeführt wird.
Durch die Mindestdauer von 12 Monaten soll erreicht
werden, dass die Aufwendungen für ein Erststudium
im Anschluss an eine kurzzeitige Ausbildung (z.B. als
Skilehrer oder Taxifahrer) nicht als Werbungskosten
geltend gemacht werden können.

Hinweis:
Es gibt eine umfangreiche Rechtsprechung zum Be-
griff „Erstausbildung“ im Bereich Kinderfreibetrag/
Kindergeld. Diese kann jedoch nur mit Einschrän-
kungen auf den Werbungskostenabzug angewendet
werden.

Schenkungsteuer: Übertragung von Grund-
stücken unter Nießbrauchsvorbehalt

Immobilienwerdenoftmals imWege der vorweggenom-
menen Erbfolge auf die nächste Generation übertragen.
Dies ermöglicht nicht nur eine frühzeitige Regelung der
Vermögensübertragung, sondern bietet auch erb-
schaftsteuerliche Vorteile. Zur Absicherung der wei-
chenden Generation wird die Übertragung vielfach mit
einemNießbrauch verknüpft. Dieser ermöglicht es dem
Übertragenden, weiterhin die Nutzung aus der Immobi-
lie zu ziehen, sei es in Form der Selbstnutzung oder
durch Erzielung von Erträgen durch Vermietung.

Erbschaftsteuerlich wird der Wert des vorbehaltenen
Nießbrauchsrechts bei der Ermittlung der Bereiche-
rung des Bedachten wertmindernd berücksichtigt.
Der Bundesfinanzhof hatte nun die Frage zu klären,
wie der Wert des Nießbrauchs zu ermitteln ist, wenn
die Immobilie mit Schulden belastet ist, die Schulden
zwar rechtlich auf den Bedachten übergehen, Zins
und Tilgung aber auf Grund von Regelungen im Über-
tragungsvertrag weiterhin vom Nießbraucher getra-
gen werden.

Hierzu stellt der Bundesfinanzhof mit Urteil vom
28.5.2019 (Aktenzeichen II R 4/16) klar, dass der
Jahreswert des Nießbrauchsrechts unter Abzug der
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Schuldzinsen für die zum Zeitpunkt der Zuwendung
bestehenden Darlehen zu ermitteln ist. Bei der Ermitt-
lung des Werts von Nießbrauchsrechten an Grundstü-
cken ist zunächst von den Einnahmen aus Vermietung
und Verpachtung auszugehen. Zur Berechnung des
Jahreswerts des Nießbrauchs sind sodann die vom
Nießbraucher zu tragenden Aufwendungen abzuzie-
hen. Das gilt auch für die vom Nießbraucher im Innen-
verhältnis zum Grundstückseigentümer zu zahlenden
Zinsen, denn dem Nießbraucher steht nur der Reiner-
trag des seiner Nutzung unterworfenen Wirtschafts-
guts zu.

Handlungsempfehlung:
Die Übertragung von Immobilien unter Nießbrauchs-
vorbehalt ist vielfach ein sinnvolles Instrument der
vorweggenommenen Erbfolge. Im Detail bedarf die
Ausgestaltung zivilrechtlicher und steuerlicher Bera-
tung.

Schenkungsteuer: Grundstücksschenkung an
ein Kind bei anschließender Weiterschenkung
als Zuwendung an das Enkelkind

Bei der Schenkungsteuer sind insbesondere Schen-
kungen an Kinder durch umfangreiche Freibeträge be-
günstigt. So wird bei Schenkungen an Kinder ein Frei-
betrag von 400 000 € und bei Schenkungen an Enkel-
kinder von 200 000 € gewährt. Sollen nun im Ergebnis
die Enkelkinder begünstigt werden, so kann dies auf
zwei Wegen erreicht werden, nämlich entweder durch
unmittelbare Zuwendung an diese oder aber durch Zu-
wendung an die Kinder und (Weiter-)Schenkung die-
ser an deren Kinder. Welcher Weg günstiger ist, muss
für den Einzelfall geprüft werden.

Die Schenkung an ein Kind mit anschließender Wei-
terschenkung als Zuwendung an das Enkelkind wird
unter Beachtung bestimmter Bedingungen auch
steuerlich anerkannt, wie jüngst das Finanzgericht
Hamburg mit Urteil vom 20.8.2019 (Aktenzeichen
3 K 123/18) bestätigt hat. Im Urteilsfall erhielt die
Mutter M der Stpfl. von ihrer Mutter O im Dezember
2006 ein Grundstück. O behielt für sich und ihren
Ehemann (E) ein unentgeltliches Nießbrauchsrecht
an dem übertragenen Grundstück sowie ein Rückfor-
derungsrecht vor, u.a. für den Fall der Veräußerung
des Grundstücks durch M ohne die schriftliche Zu-
stimmung von O und E. Noch am selben Tag übertrug
M einen Teil des ihr überlassenen Grundbesitzes ohne
Gegenleistung auf die Stpfl. O und E erklärten sich mit
der Schenkung einverstanden. Im Schenkungsvertrag
wird u.a. ausgeführt: „Von der Grunderwerbsteuer
wird Befreiung begehrt, da es sich um Übertragung
von der Mutter auf die Tochter handelt.“

Das Finanzamt wollte in diesem Vorgang eine unmittel-
bare Schenkung der Großmutter an die Enkelin sehen
und berücksichtigte mithin nur den Freibetrag von
200 000 €. Dies verwarf das Finanzgericht. Es habe kei-
ne Weitergabeverpflichtung der Mutter an ihr Kind be-
standen.VielmehrhabedieWeitergabeauf einem freien
Willensentschluss des zuerst Bedachten beruht. Dass
die Weitergabe zeitlich unmittelbar nach der ersten
Schenkung erfolgte, ist insoweit nicht von Belang.

Handlungsempfehlung:
Derartige Gestaltungen bergen gewisse Risiken
und sind sorgfältig zu planen. Nicht empfehlens-
wert ist eine Zusammenfassung beider Schenkun-
gen in einer Urkunde, auch wenn dies den Vorteil
geringerer Notargebühren hat. In dieser Konstella-
tion erlangt der zuerst Bedachte „regelmäßig keine
Entscheidungsfreiheit in Bezug auf das weiterge-
schenkte Grundstück, wenn sich aus dem Vertrag
oder den Umständen nicht eindeutig etwas ande-
res ergibt“.

Erbschaftsteuer: Einkommensteuerschulden
als Nachlassverbindlichkeiten

Mit Urteil vom 11.7.2019 (Aktenzeichen II R 36/16)
bestätigt der Bundesfinanzhof seine Rechtsprechung,
dass die vom Erblasser herrührende Einkommen-
steuerschuld grundsätzlich als Nachlassverbindlich-
keit zu berücksichtigen ist.

Zu den abzugsfähigen Nachlassverbindlichkeiten ge-
hören aber nicht nur die Steuerschulden, die zum
Zeitpunkt des Erbfalls bereits rechtlich entstanden
waren, sondern auch die Steuerverbindlichkeiten,
die der Erblasser als Stpfl. durch die Verwirklichung
von Steuertatbeständen begründet hat und die mit
dem Ablauf des Todesjahres entstehen. Wird ein dies-
bezüglicher Einkommensteuerbescheid gegenüber
den Erben erst später festgesetzt oder auch geändert,
so führt dies zu einer rückwirkenden Änderung der
Erbschaftsteuerfestsetzung. Dies gilt auch dann,
wenn der Erbschaftsteuerbescheid bereits bestands-
kräftig ergangen ist.

Handlungsempfehlung:
Da die Erben umfassend in die Rechtsstellung des
Erblassers eintreten, gilt es – insbesondere nach
einem Erbfall – nicht nur die den Erblasser betref-
fende Steuerbescheide sorgfältig zu prüfen und ggf.
verfahrensrechtlich anzugreifen, wenn diese Fehler
enthalten, sondern auch die zu tragende Steuerlast
mindernd bei der Erbschaftsteuer geltend zu
machen.
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Fü r A r be i t g ebe r und A rbe i t n ehme r

Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns zum
1.1.2020

Mit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns zum
1.1.2015 wurde vereinbart, dass dieser regelmäßig
überprüft und an die Entwicklung des durchschnittli-
chen tariflichen Stundenlohns angepasst wird. Im Juni
2018 hat die Mindestlohn-Kommission empfohlen, den
gesetzlichen Mindestlohn in zwei Schritten zu erhöhen.
Diesem Vorschlag ist die Bundesregierung per Verord-
nung gefolgt. Der Erhöhung zum 1.1.2019 auf 9,19 €
folgte nun zum 1.1.2020 eine Anhebung auf 9,35 €.

Handlungsempfehlung:
Bei betroffenen Arbeitnehmern, also solchen, bei
denen der vereinbarte Lohn zwischen 9,19 € je
Stunde und 9,35 € je Stunde liegt, sind zum
1.1.2020 Anpassungen erforderlich. Vorsicht ist ge-
boten in den Fällen, in denen die Anpassung des
Mindestlohns dazu führt, dass die 450 €-Grenze
überschritten wird. Dann entsteht entweder ein so-
zialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis oder
die Arbeitszeit muss entsprechend vermindert wer-
den, damit bei dem angehobenen Stundenlohn die
450 €-Grenze weiter eingehalten wird.

Zum 1.1.2020 sind Branchen-Mindestlöhne gestie-
gen, was bei den entsprechenden Betrieben zu beach-
ten ist. Dies betrifft folgende Branchen: berufliche
Aus- und Weiterbildung, Elektrohandwerk, Gebäuderei-
nigerhandwerk, Geld- und Wertdienste und Pflegebran-
che. Daneben steigen Branchen-Mindestlöhne zum
1.5.2020 in den Branchen Maler- und Lackiererhand-
werk und Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerk. Die-
se werden von Gewerkschaften und Arbeitgebern in
einem Tarifvertrag ausgehandelt und von der Politik für
allgemein verbindlich erklärt. Branchen-Mindestlöhne
gelten für alle Betriebe der Branche – auch für die, die
nicht tarifgebunden sind.

Lohnsteuerliche Behandlung von unent-
geltlichen oder verbilligten Mahlzeiten der
Arbeitnehmer ab Kalenderjahr 2020

Mahlzeiten, die arbeitstäglich unentgeltlich oder ver-
billigt an die Arbeitnehmer abgegeben werden, sind
mit dem anteiligen amtlichen Sachbezugswert nach
der Sozialversicherungsentgeltverordnung zu bewer-
ten. Dies gilt auch für Mahlzeiten, die dem Arbeitneh-
mer während einer beruflich veranlassten Auswärtstä-
tigkeit im Inland oder im Rahmen einer doppelten
Haushaltsführung vom Arbeitgeber oder auf dessen
Veranlassung von einem Dritten zur Verfügung ge-

stellt werden, wenn der Preis der Mahlzeit 60 €
(brutto) nicht übersteigt.

Die Sachbezugswerte für Mahlzeiten, die ab dem
Kalenderjahr 2020 gewährt werden, betragen:

– für ein Mittag- oder Abendessen 3,40 € (2019:
3,30 €) und

– für ein Frühstück 1,80 € (2019: 1,77 €).

Handlungsempfehlung:
Bei Reisekostenabrechnungen bzw. Abrechnungen
über Verpflegungsleistungen ab dem 1.1.2020 sind
die neuen Sätze zu berücksichtigen.

Hinweis:
Mahlzeiten mit einem Preis von über 60 € dürfen
nicht mit dem amtlichen Sachbezugswert bewertet
werden, sondern sind mit dem tatsächlichen Preis
als Arbeitslohn anzusetzen. Bei einer solchen Mahl-
zeit unterstellt die Finanzverwaltung, dass es sich
um ein „Belohnungsessen“ und nicht um eine „übli-
che“ Beköstigung handelt. Sie sind stets als Arbeits-
lohn zu erfassen, unabhängig davon, ob der Arbeit-
nehmer für die betreffende Auswärtstätigkeit eine
Verpflegungspauschale als Werbungskosten gel-
tend machen kann oder nicht.

Gestellt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer an-
lässlich einer Auswärtstätigkeit eine übliche Mahl-
zeit, unterbleibt der Ansatz als Arbeitslohn (Sachbe-
zugswert), wenn dem Arbeitnehmer für die betref-
fende Auswärtstätigkeit dem Grunde nach eine
Verpflegungspauschale als Werbungskosten zuste-
hen würde. Ob und in welcher Höhe tatsächlich eine
Verpflegungspauschale als Werbungskosten ange-
setzt werden kann, ist dabei unbeachtlich.

Möglichkeiten der Nettolohnoptimierung er-
weitert

Ein Baustein zur Positionierung des Unternehmens als
attraktiver Arbeitgeber ist der Einsatz von Instrumen-
ten zur Nettolohnoptimierung. Dies sind bestimmte
Arbeitgeberleistungen, die lohnsteuerlich begünstigt
sind durch Steuerfreiheit oder günstige Pauschalbe-
steuerung und Sozialversicherungsfreiheit.

Bei vielen der möglichen Optimierungsbausteine wird
allerdings gesetzlich gefordert, dass die Leistung „zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ ge-
zahlt wird. Diese Zusätzlichkeitsvoraussetzung betrifft
die Bezüge wie folgt.
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Übersicht: Möglichkeiten einer Nettolohnoptimierung

Bezüge Lohn-
steuer

Sozial-
ver-
siche-
rung

Kindergartenzuschüsse frei frei

Zuschüsse zur Verbesserung des allgemei-
nen Gesundheitszustands und der betrieb-
lichen Gesundheitsförderung

frei frei

Leistungen an Dienstleistungsunternehmen
für Beratung und Vermittlung bei Betreuung
von Kindern oder pflegebedürftigen Angehö-
rigen sowie Leistungen zur kurzfristigen Be-
treuung von Kindern in besonderen Fällen

frei frei

Barzuschüsse zu Fahrtkosten für Fahrten zwi-
schenWohnung und erster Tätigkeitsstätte

pauschal
mit 15 %

frei

Vorteile für elektrisches Aufladen eines pri-
vaten Elektro- oder Hybridelektrofahrzeugs

frei frei

Übereignung von Ladevorrichtungen für
Elektro- oder Hybridelektrofahrzeuge oder
Zuschüsse dazu

pauschal
mit 25 %

frei

Das Gesetz bestimmt nicht näher, was unter „zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ zu
verstehen ist. Nach bisherigem Verständnis der Fi-
nanzverwaltung gilt insoweit Folgendes:

– Die Zusätzlichkeitsvoraussetzung erfordert, dass die
zweckbestimmte Leistung zu demArbeitslohn hinzu-
kommt, den der Arbeitgeber arbeitsrechtlich schul-
det, d.h., im Zeitpunkt der Zahlung darf kein verbind-
licher Rechtsanspruch auf die Leistung bestehen.

– Keine zusätzliche Leistung liegt hiernach vor, wenn
eine zweckbestimmte Leistung unter Anrechnung
auf den arbeitsrechtlich geschuldeten Arbeitslohn
oder durch dessen Umwandlung gewährt wird oder
in einer vertraglichen Vereinbarung vorgesehen ist,
dass ein Anspruch auf Zahlung einer entsprechen-
den Zusatzleistung auch dann bestehen soll, wenn
die gesetzlichen oder persönlichen Voraussetzun-
gen nicht vorliegen.

– Dagegen liegt eine zusätzliche Leistung vor, wenn
sie unter Anrechnung auf eine andere freiwillige
Sonderzahlung, z.B. freiwillig geleistetes Weih-
nachtsgeld, erbracht wird.

Nun hat allerdings der Bundesfinanzhof mit Urteil
vom 1.8.2019 (Aktenzeichen VI R 32/18) in teilweiser
Abkehr von seiner bisherigen Rechtsprechung zu die-
ser Zusätzlichkeitsvoraussetzung entschieden:

– Ohnehin geschuldeter Arbeitslohn i.S. der ent-
sprechenden Vorschriften ist derjenige Lohn, den
der Arbeitgeber verwendungsfrei und ohne eine
bestimmte Zweckbindung (ohnehin) erbringt.

– Zusätzlicher Arbeitslohn liegt vor, wenn dieser ver-
wendungs- bzw. zweckgebundennebendemohnehin
geschuldeten Arbeitslohn geleistet wird. Es kommt

–andersals nachbisherigerSichtweise–nichtdarauf
an, obderArbeitnehmer auf den zusätzlichenArbeits-
lohn einen arbeitsrechtlichen Anspruch hat.

ImUrteilsfall traf der Arbeitgebermit einigen Arbeitneh-
mern Vereinbarungen, dass das bis dahin vereinbarte
Bruttogehalt herabgesetzt wurde. Die Differenz zu dem
bisherigen Bruttogehalt wurde dann verwendet für frei-
willige Zusatzleistungen, welche günstig pauschal ver-
steuert wurden. Im Rahmen einer beim Stpfl. durchge-
führten Lohnsteuer-Außenprüfung vertrat die Prüferin
die Auffassung, eine Pauschalversteuerung der streiti-
gen Zusatzleistungen sei nicht zulässig, da sich dieNeu-
gestaltungder Arbeitsverträge als steuerschädlicheGe-
haltsumwandlung darstelle. Der Bundesfinanzhof be-
stätigte nun aber die Ansicht des Arbeitgebers.

Hinweis:
Dies eröffnet der Praxis neue Möglichkeiten einer
Lohnsteueroptimierung mittels Zusatzleistungen. Es
bleibt allerdings die Reaktion der Finanzverwaltung
abzuwarten. In Zweifelsfällen sollte eine Absicherung
mittels Lohnsteuer-Anrufungsauskunft erfolgen.

Des Weiteren wurde mit dem Dritten Bürokratieent-
lastungsgesetz die Steuerbefreiung für betriebli-
che Gesundheitsförderung ab 2020 ausgedehnt.
Seit dem 1.1.2020 gilt ein höherer Freibetrag von
600 € (statt bisher 500 €), womit der Arbeitgeber
einen größeren Spielraum hat, seinen Arbeitnehmern
spezielle Gesundheitsleistungen anzubieten oder ent-
sprechende Zuschüsse zu Gesundheitsmaßnahmen
leisten zu können.

Hinweis:
Befreit sind innerhalb dieses Freibetrags zunächst
Leistungen des Arbeitgebers, wenn sie Krankheits-
risiken vermeiden oder zumindest reduzieren helfen
und somit der Verbesserung des allgemeinen Ge-
sundheitszustands dienen. Die Förderfähigkeit
muss durch die Krankenkasse bestätigt sein.

Leistungen des Arbeitgebers im Rahmen des
Höchstbetrags sind ebenfalls steuerbefreit, wenn
sie der betrieblichen Gesundheitsförderung i.S.d.
§ 20a SGB V dienen.

Kosten für Sky-Bundesliga-Abo nun doch
Werbungskosten?

Im zweiten Rechtsgang hat das Finanzgericht Düssel-
dorf nun mit Urteil vom 5.11.2019 (Aktenzeichen
15 K 1338/19 E) entschieden, dass ein Torwarttrai-
ner Kosten für ein Sky-Bundesliga-Abo als Werbungs-
kosten von der Steuer absetzen kann. Der Stpfl. war
bei einem Lizenzfußballverein als Torwarttrainer ange-
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stellt. In seiner Steuererklärung machte er die Kosten
für das Paket „Fußball Bundesliga“ seines Abonne-
ments bei dem Pay-TV-Sender „Sky“ als Werbungs-
kosten geltend. Er gab an, dass er diesen Teil seines
Abonnements beruflich genutzt habe. Er müsse sich
diverse Fußballspiele ansehen, um im Fußballgeschäft
auf dem Laufenden zu bleiben.

Im ersten Rechtsgang hatte das Finanzgericht den
Werbungskostenabzug noch abgelehnt, da Zielgruppe
des Pakets „Fußball Bundesliga“ kein Fachpublikum
sei, sondern die Allgemeinheit. Die entsprechenden
Kosten für ein Sky-Bundesliga-Abo seien daher – wie
bei dem Bezug einer Tageszeitung – immer privat ver-
anlasst, auch wenn ein Stpfl. ein berufliches Interesse
daran habe. Diese Sichtweise hatte der Bundesfinanz-
hof dann im Revisionsverfahren mit Urteil vom
16.1.2019 (Aktenzeichen VI R 24/16) abgelehnt.
Vielmehr sei entscheidungserheblich, ob das Abo tat-
sächlich nahezu ausschließlich beruflich genutzt wer-
de. Denn das Abonnement umfasst nicht den Bereich
Sport allgemein, sondern tatsächlich nur Spiele der
Fußball-Bundesliga. Der Bundesfinanzhof hat das Ver-

fahren zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts an
das Finanzgericht Düsseldorf zurückverwiesen.

Im zweiten Rechtsgang hat das Finanzgericht Düssel-
dorf der Klage nach einer umfassenden Anhörung des
Stpfl. und der Vernehmung von Zeugen stattgegeben.
Der Stpfl. habe das Sky-Bundesliga-Abo nahezu aus-
schließlich beruflich genutzt. Er habe für seine Trai-
nertätigkeit Spielszenen ausgewertet, sich über Spie-
ler sowie Vereine umfassend informiert und sich
zugleich für eigene Pressestatements rhetorisch ge-
schult. Den Inhalt des Fußball-Pakets habe der Stpfl.
allenfalls in einem unbedeutenden Umfang privat an-
geschaut.

Hinweis:
Der Präsident des Finanzgerichts betont in einer
Kommentierung des Urteils aber auch, dass diese
Entscheidung einen Einzelfall betrifft und daher
der steuerliche Abzug der Aufwendungen für ein
Sky-Abo die Ausnahme bleibt. Für den Einzelfall
müsste nachgewiesen werden, dass eine (nahezu)
ausschließliche berufliche Nutzung erfolgt.

Fü r Un t e r nehme r und F r e i b e r u f l e r

Pauschbeträge für unentgeltliche Wert-
abgaben (Sachentnahmen)

Entnimmt der Stpfl. aus dem Unternehmen Waren
für seinen privaten Verbrauch, so ist diese Entnah-
me bei der Gewinnermittlung gewinnerhöhend zu be-
rücksichtigen, um den vorherigen Betriebsausgaben-
abzug beim Warenbezug zu kompensieren. Ebenfalls
sind die Entnahmen der Umsatzsteuer zu unterwer-
fen, da beim zuvor erfolgten Warenbezug auch Vor-
steuern geltend gemacht wurden. Für bestimmte Ein-
zelhandelsgeschäfte und Gaststätten hat die Fi-
nanzverwaltung Pauschalbeträge festgesetzt, welche
vom Stpfl. angesetzt werden können, so dass Einzel-
aufzeichnungen entbehrlich werden. Diese Pauschal-
sätze beruhen auf Erfahrungswerten und bieten dem
Stpfl. die Möglichkeit, die Warenentnahmen monat-
lich pauschal zu verbuchen. Im Einzelnen sind folgen-
de Besonderheiten zu beachten:

– Der Ansatz von Pauschalwerten dient der Verein-
fachung und lässt keine Zu- und Abschläge wegen
individueller persönlicher Ess- oder Trinkgewohn-
heiten zu. Auch Krankheit oder Urlaub rechtferti-
gen keine Änderungen der Pauschbeträge.

– Die Pauschbeträge sind Jahreswerte für eine Per-
son. Für Kinder bis zum vollendeten 2. Lebensjahr
entfällt der Ansatz eines Pauschbetrags. Bis zum

vollendeten 12. Lebensjahr ist die Hälfte des jewei-
ligen Werts anzusetzen. Tabakwaren sind in den
Pauschbeträgen nicht enthalten. Soweit diese ent-
nommen werden, sind die Pauschbeträge entspre-
chend zu erhöhen (Schätzung).

– Bei gemischten Betrieben (Fleischerei/Metzge-
rei oder Bäckerei mit Lebensmittelangebot oder
Gastwirtschaft) ist nur der jeweils höhere Pausch-
betrag der entsprechenden Gewerbeklasse anzu-
setzen.

Das Bundesministerium der Finanzen hat mit Schrei-
ben v. 2.12.2019 (Aktenzeichen IV A 4 – S 1547/19/
10001 :001) die für das Jahr 2020 geltenden Pausch-
beträge für unentgeltliche Wertabgaben (Sachentnah-
men) bekannt gegeben. Danach sind die Werte wie
folgt für ertragsteuerliche sowie umsatzsteuerliche
Zwecke anzusetzen.

Übersicht: Pauschbeträge für Sachentnahmen

Gewerbezweig Jahreswert für eine Person
ohne Umsatzsteuer

7 % USt 19 %
USt

insge-
samt

Bäckerei 1 218 € 406 € 1 624 €

Fleischerei 891 € 865 € 1 756 €
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Gewerbezweig Jahreswert für eine Person
ohne Umsatzsteuer

7 % USt 19 %
USt

insge-
samt

Gast- und Speisewirtschaft

a) mit Abgabe von kalten Speisen 1 126 € 1 087 € 2 213 €

b) mit Abgabe von kalten und
warmen Speisen

1 689 € 1 768 € 3 457 €

Getränkeeinzelhandel 105 € 302 € 407 €

Café und Konditorei 1 179 € 642 € 1 821 €

Milch, Milcherzeugnisse, Fett-
waren und Eier (Einzelhandel)

590 € 79 € 669 €

Nahrungs- und Genussmittel (Ein-
zelhandel)

1 140 € 681 € 1 821 €

Obst, Gemüse, Südfrüchte und
Kartoffeln (Einzelhandel)

275 € 236 € 511 €

Handlungsempfehlung:
Die Werte sind gegenüber 2019 nur geringfügig ge-
stiegen. Oftmals werden die Pauschalbeträge für
Sachentnahmen monatlich durch automatisch hin-
terlegte Buchungen angesetzt. Ab Januar 2020 sind
diese wiederkehrenden Buchungen zu überprüfen
und der Buchungsbetrag anzupassen.

Anpassung der Steuervorauszahlungen

Das voraussichtliche Jahresergebnis für 2019 kann
zum jetzigen Zeitpunkt bereits vergleichsweise genau
auf Basis der laufenden Buchführung und unter Be-
rücksichtigung noch ausstehender Jahresabschluss-
buchungen, wie z.B. Abschreibungen oder Rückstel-
lungsanpassungen, hochgerechnet werden. Dies soll-
te zum Anlass genommen werden, die laufenden
Steuervorauszahlungen, welche sich grundsätzlich
nach dem letzten veranlagten Ergebnis bemessen,
zu überprüfen und ggf. eine Herabsetzung der
Vorauszahlungen (nachträglich) für 2019 und für
2020 zu beantragen, um unnötige Liquiditätsabflüsse
zu vermeiden.

Hinweis:
Ergibt sich voraussichtlich ein höheres Ergebnis, als
bei der Festsetzung der Vorauszahlungen angesetzt,
so besteht für den Stpfl. keine Verpflichtung zur An-
passung der Vorauszahlungen. Vielmehr erfolgt in-
soweit erst eine Berücksichtigung in der späteren
Steuererklärung für 2019. Soweit allerdings das Fi-
nanzamt, z.B. auf Grund von – aus den Umsatz-
steuervoranmeldungen erkennbaren – Umsatzstei-
gerungen, vom Stpfl. eine Prognose des voraus-
sichtlichen Ergebnisses anfordert, muss diese
Anfrage umfassend und unter Berücksichtigung
der aktuellen Erkenntnisse vom Stpfl. beantwortet
werden.

Vor dem Hintergrund der vergleichsweise hohen Ver-
zinsung vonSteuernachzahlungenmit einemZinssatz
von 6 % p.a. sollte allerdings auch ein freiwilliger An-
trag auf Erhöhung der Vorauszahlungen in Betracht
gezogenwerden, sofern gesicherteErkenntnisseüber
ein höheres zu versteuerndes Einkommen vorliegen
und Liquiditätsreserven vorhanden sind.

Handlungsempfehlung:
Ein Antrag auf Herabsetzung der Steuervorauszah-
lungen erfordert aussagekräftige Unterlagen zum
Nachweis des vorläufigen Ergebnisses. Geeignet
sind insbesondere auf der aktuellen Buchhaltung
basierende Hochrechnungen. Vorbereitend ist si-
cherzustellen, dass die Buchhaltung auf dem aktuel-
len Stand ist und auch Abschlussbuchungen in aus-
reichendem Maße berücksichtigt.

Neufassung der GoBD (Grundsätze zur ord-
nungsmäßigenFührungundAufbewahrungvon
Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in
elektronischer Form sowie zumDatenzugriff)

Die Finanzverwaltung hat die Anforderungen an die
Buchführung ineinemumfangreichenSchreiben festge-
halten und aus ihrer Sicht erläutert. Diese sog. Grund-
sätze zurordnungsmäßigenFührungundAufbewahrung
von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elekt-
ronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD) wurden
zuletzt im Jahr 2014 veröffentlicht. Nun wurde nach
intensiver fachlicher Diskussion mit Datum vom
28.11.2019 eine aktualisierte Fassung bekannt gege-
ben.DieseneueFassung ist aufBesteuerungszeiträume
anzuwenden, die nach dem 31.12.2019 beginnen.
Eine frühere Anwendung ist zulässig.

Es sind keine strukturellen Änderungen festzustellen.
Im Kern erfolgten punktuelle Anpassungen an aktuel-
le EDV-Verfahren. Wesentliche Neuerungen sind:

– Das Fotografieren von Belegen durch mobile Endge-
räte (Mobiles Scannen) wird dem stationären Scan-
vorganggleichgestellt.Ausdrücklichzugelassenwird
die bildliche Erfassung durch mobile Endgeräte im
Ausland: So können z.B. Reisekostenbelege bei Aus-
landsreisenunmittelbar vorOrtmitdemSmartphone
direkt erfasst undmittels App in das Unternehmens-
rechnungswesen eingefügt werden.

– Es wird nicht beanstandet, wenn papierbasierte Ur-
sprungsbelege im Rahmen einer bereits genehmig-
tenVerlagerungderelektronischenBuchführungver-
bracht und dort digitalisiert (bildlich erfasst) werden.

– Unter bestimmten Voraussetzungen ist die Aufbe-
wahrung einer Konvertierung in ein anderes
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elektronisches Format ausreichend und es be-
darf nicht weiter der Aufbewahrung der Ursprungs-
version: Die Aufbewahrung beider Versionen ist bei
Beachtung folgender Anforderungen nicht erfor-
derlich, sondern die Aufbewahrung der konver-
tierten Fassung reicht aus: (a) Es wird keine bild-
liche oder inhaltliche Veränderung vorgenommen,
(b) Bei der Konvertierung gehen keine sonstigen
aufbewahrungspflichtigen Informationen verloren,
(c) Die ordnungsgemäße und verlustfreie Konver-
tierung wird dokumentiert (Verfahrensdokumenta-
tion), (d) Die maschinelle Auswertbarkeit und der
Datenzugriff durch die Finanzbehörde werden nicht
eingeschränkt; dabei ist es zulässig, wenn bei der
Konvertierung Zwischenaggregationsstufen nicht
gespeichert, aber in der Verfahrensdokumentation
so dargestellt werden, dass die retrograde und pro-
gressive Prüfbarkeit sichergestellt ist.

– Cloud-Systemewerden explizit in den Anwendungs-
bereich der GoBD einbezogen. Sofern sich der Cloud-
server imAusland befindet, bedarf die Aufbewahrung
der Buchführungsunterlagen im Ausland einer sepa-
raten, antragsgebundenen Genehmigung.

– Änderungen an einer Verfahrensdokumenta-
tion müssen historisch nachvollziehbar sein: Für
den Zeitraum der Aufbewahrungsfrist muss ge-
währleistet und nachgewiesen sein, dass das be-
schriebene Verfahren in der Dokumentation dem
in der Praxis eingesetzten Verfahren voll ent-
spricht. Änderungen einer Verfahrensdokumenta-
tion müssen versioniert werden und historisch
nachvollziehbar sein. Dies stellt eine Erleichterung
gegenüber den bisherigen GoBD dar, denn in der
Fassung aus 2014 wird im Falle einer Änderung die
Versionierung der gesamten Verfahrensdokumen-
tation inkl. Änderungshistorie verlangt.

– Kassenaufzeichnungen sind nun zwingend täg-
lich festzuhalten (bislang war dies eine Soll-Vor-
schrift). D.h., das Kassenbuch ist zwingend täglich
fortzuschreiben. Daher liegt ein Verstoß gegen die
GoBD vor, wenn lediglich die Tageskassenberichte
gesammelt und diese dann monatlich zu einem
fortlaufenden Kassenbuch zusammengefasst wer-
den. Andererseits ist klarzustellen, dass die täg-
liche Führung des Kassenbuchs nicht eine tägliche
Buchung in der Finanzbuchhaltung erfordert.

– Bestätigt wird, dass eine kurzzeitige gemeinsa-
me Erfassung von baren und unbaren Tagesge-
schäften im Kassenbuch zulässig ist. Allerdings
müssen die ursprünglich im Kassenbuch erfassten
unbaren Tagesumsätze (z.B. EC-Kartenumsätze
oder über eine Guthabenkarte geführte Umsätze)
gesondert kenntlich gemacht werden und nachvoll-
ziehbar unmittelbar auf ein gesondertes Konto um-
gebucht werden.

Hinweis:
Insbesondere die Anpassungen im Bereich mobiles
Scannen und Cloud-Systeme ermöglichen Unterneh-
men eine durchgängige Digitalisierung ihrer Buchhal-
tung. In der Praxis sind insbesondere die Anforderun-
gen an die ordnungsgemäßeAufbewahrung elektroni-
scher Belege zu beachten. Auch elektronische Belege
müssen revisionssicher, imUrsprungsformat undma-
schinell auswertbar abgelegt werden. Betroffen sind
digitaleDokumente ausFakturierungssystemen–wie
Rechnungen, Auftragsbestätigungen und Gutschrif-
ten sowie Kassenbücher oder Zeiterfassungen, die in
einem Datenverarbeitungssystem erstellt werden.
Dies erfordert in aller Regel den Einsatz eines Doku-
mentenmanagementsystems.

Die Nachprüfbarkeit der Bücher und sonst erforder-
lichen Aufzeichnungen erfordert eine aussagekräftige
und vollständige Verfahrensdokumentation. Die Ver-
fahrensdokumentation beschreibt den organisatorisch
undtechnischgewolltenProzess, z.B.beielektronischen
DokumentenvonderEntstehungder Informationenüber
die Indizierung, Verarbeitung und Speicherung, dem
eindeutigen Wiederfinden und der maschinellen Aus-
wertbarkeit, der Absicherung gegen Verlust und Verfäl-
schung und der Reproduktion. Die Verfahrensdoku-
mentationbesteht i.d.R. auseiner allgemeinenBeschrei-
bung,einerAnwenderdokumentation,einer technischen
Systemdokumentation und einer Betriebsdokumenta-
tion. Die konkrete Ausgestaltung der Verfahrensdoku-
mentation ist abhängig von der Komplexität und Diver-
sifikation der Geschäftstätigkeit und der Organisations-
struktur sowie des eingesetzten DV-Systems.

Handlungsempfehlung:
Zwar schränkt die Finanzverwaltung die Bedeutung
der Verfahrensdokumentation selber ein, dass so-
weit eine fehlende oder ungenügende Verfahrens-
dokumentation die Nachvollziehbarkeit und Nach-
prüfbarkeit nicht beeinträchtigt, kein formeller Man-
gel mit sachlichem Gewicht vorliegt, der zum
Verwerfen der Buchführung führen kann. Dennoch
wird bei komplexeren betrieblichen Abläufen eine
Verfahrensdokumentation nicht nur notwendiger
Bestandteil einer ordnungsgemäßen Buchführung
sein, sondern auch zur Sicherstellung der innerbe-
trieblichen Abläufe erforderlich sein.

Reiseveranstalter: Entgelt für die Anmietung
von Hotelzimmern führt i.d.R. nicht zu Hinzu-
rechnungen bei der Gewerbesteuer

Strittig war, ob der Aufwand von Reiseveranstaltern für
die Anmietung von Hotelzimmern, die dann im Rahmen
von Pauschalreisen den Reiseteilnehmern angeboten
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werden, der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung unter-
liegen. Dies hätte zu einer ganz deutlichen Mehrbelas-
tung mit Gewerbesteuer führen können. Hintergrund ist
eine gesetzliche Regelung, wonach Miet- und Pachtauf-
wand für die Überlassung von unbeweglichen und auch
beweglichen Gegenständen bei der Gewerbesteuerbe-
rechnung teilweise wieder hinzuzurechnen ist, wenn es
sich bei den gemieteten oder gepachteten Wirtschafts-
gütern um Anlagevermögen des Mieters oder Pächters
handeln würde, wenn diese Gegenstände in dessen
Eigentum stehen würden.

Der Bundesfinanzhof hat nun mit dem Grundsatzurteil
vom 25.7.2019 (Aktenzeichen III R 22/16) klarge-
stellt, dass in diesen Fällen regelmäßig der Aufwand
bei der Gewerbesteuer nicht zu einer Hinzurechnung
führt. Im Streitfall hat der Bundesfinanzhof die Sache
zur weiteren Sachverhaltsaufklärung an das Finanzge-
richt zurückverwiesen.

Der Streitfall stellte sich wie folgt dar: Die Stpfl. war als
Reiseveranstalterin tätig und organisierte Pauschalrei-
sen. Zu diesem Zweck schloss sie mit anderen Leis-
tungsträgern im Inland und im europäischen Ausland
Verträge über typische Reisevorleistungen, insbeson-
dere Übernachtungen, Personenbeförderungen, Ver-
pflegungen, Betreuungen und Zielgebietsaktivitäten.
Teilweise mietete sie auch Hotelgrundstücke ein-
schließlich Inventar an und betrieb die Hotels selbst.
Ferner schloss sie Charterverträge für Schiffe ab, die
u.a. die Gestellung der Crew mitumfassten. Die gewer-
besteuerrechtlicheBehandlung der von der Stpfl. selbst
betriebenen Hotels und der Verträge über Schiffschar-
ter war zwischen den Beteiligten nichtmehr umstritten.

Daneben hatte die Stpfl. eine Vielzahl vonVerträgenmit
Vertragspartnern ganz überwiegend aus dem europä-
ischen Ausland abgeschlossen, durch die ihr Hotelleis-
tungen bezüglich ganzer Hotels, bestimmte Hotelzim-
mer oder Hotelzimmerkontingente entgeltlich für be-
stimmte Zeiträume zur Verfügung gestellt wurden. Die
Vertragsinhalte waren dabei sehr unterschiedlich.

Im Rahmen ihrer Gewerbesteuer-Erklärung bezog die
Stpfl. in die Hinzurechnung zunächst nur Miet- und
Pachtzinsen ein, soweit diese im Zusammenhang mit
der Anmietung der Geschäftsräume standen. Eine Be-
triebsprüfung kam zu dem Ergebnis, dass die in den
Reisevorleistungen enthaltenen Miet- und Pachtzin-
sen für die beweglichen und unbeweglichen Wirt-
schaftsgüter für Zwecke der Hinzurechnung zu be-
rücksichtigen seien. Es werde hier nicht insgesamt
eine Hotelleistung eingekauft; vielmehr würden insbe-
sondere auch Hotelräume angemietet.

Der Bundesfinanzhof kommt nun zu demErgebnis, dass
fürdenkonkretenFall zuprüfen ist, obdieangemieteten
Hotelzimmer, wenn diese im Eigentum des Reiseanbie-

tersgestandenhätten,beidiesemzumAnlagevermögen
zählen würden (dann erfolgt eine anteilige Hinzurech-
nung) oder zum Umlaufvermögen gehört hätten (dann
keine Hinzurechnung). In der Regel erfolgt keine Hinzu-
rechnung, da das Geschäftsmodell eines Reiseveran-
stalters typischerweise keine langfristige Nutzung der
von den Hoteliers überlassenen beweglichen und unbe-
weglichenWirtschaftsgüter erfordert, sonderneine zeit-
lich begrenzte Nutzung von Wirtschaftsgütern, deren
Produkteigenschaften kurzfristig an sich wandelnde
Markterfordernisse angepasst werden können. Nach
den betrieblichen Verhältnissen im Streitfall waren die
zeitlich begrenzt angemieteten Hotelzimmer und Hotel-
einrichtungen dazu bestimmt, in das Produktbündel
„Pauschalreise“ einzufließen und verbrauchten sich
mit deren Durchführung. Die Hotels und Hotelzimmer
stellten daher kein fiktives Anlagevermögen des Reise-
veranstalters dar.

Hinweis:
Damit hat der Bundesfinanzhof ausdrücklich die An-
sicht der Finanzverwaltung verworfen, nach der die
Reisevorleistungen teilweise der gewerbesteuer-
rechtlichen Hinzurechnung unterliegen. Für die Pra-
xis ist eine solche Mehrbelastung bei der Gewerbe-
steuer damit in den meisten Fällen vom Tisch. Eine
Veröffentlichung der Entscheidung im Bundesteuer-
blatt ist angekündigt, so dass die Entscheidung von
der Finanzverwaltung allgemein angewandt wird.

Gewerbesteuer: Zinshinzurechnung auch bei
reiner Finanzierungsgesellschaft und Durch-
reichung des Kredits

Zinsaufwendungen werden bei der Ermittlung der Be-
messungsgrundlage der Gewerbesteuer zu 25 % hinzu-
gerechnet, soweit der Freibetrag von 100 000 € für Zin-
sen, Miet-, Pacht- und Lizenzaufwendungen überschrit-
ten wird. Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom
17.7.2019 (Aktenzeichen III R 24/16) klargestellt, dass
eine Zinshinzurechnung auch dann erfolgt, wenn der
Geschäftszweck eines Unternehmens darin besteht,
Darlehenaufzunehmenundaneine Tochtergesellschaft
weiterzureichen und die Kredite ohne Gewinnaufschlag
an die Tochtergesellschaft weitergegeben werden.

Handlungsempfehlung:
Gerade in Unternehmensgruppen muss die Finan-
zierung daher sorgfältig geplant werden. Bei Weiter-
gewährung von Krediten kommt es zur Hinzurech-
nung sowohl bei der Gesellschaft, die sich bei der
Bank den Kredit besorgt hat, als auch bei der, an die
der Kredit weitergeleitet worden ist. Diese Doppel-
belastung lässt sich vermeiden, wenn die Bank den
Kredit unmittelbar der Gesellschaft gewährt, bei der
er letztlich ankommen soll.
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Das Problem der „Durchleitung“ gibt es nicht nur
bei Krediten, sondern auch bei der Vermietung von
Immobilien.

Abgrenzung von Einkünften aus freiberuf-
licher heil- und heilhilfsberuflicher Tätigkeit

Heil- und heilhifsberufliche Tätigkeiten werden in vielfa-
chen Ausprägungen ausgeübt. Steuerlich können diese
als freiberuflicheTätigkeit oder auchalsgewerblicheTä-
tigkeit eingestuft werden. Letzteres hat insbesondere
zur Folge, dass die Einkünfte auch der Gewerbesteuer
unterliegen. Die Finanzverwaltung hat nun mit Schrei-
ben vom 20.11.2019 (Aktenzeichen IV 6 – S 2246/
19/10001) die Hinweise zur Abgrenzung aktualisiert.

Hinsichtlich der Frage, ob eine freiberufliche Tätigkeit
vorliegt, muss bei solchen Berufen, die im Gesetz
nicht ausdrücklich als freiberufliche genannt sind, ge-
prüft werden, ob eine Ähnlichkeit zu den dort genann-
ten Berufen (insbesondere Heilpraktiker und Kranken-
gymnasten) vorliegt. Bei dieser Prüfung gilt:

– Erforderlich ist, dass die Tätigkeit der Ausübung
der Heilkunde dient. Die Ausbildung ist den beiden
genannten Katalogberufen ähnlich, wenn sie als
mehrjährige theoretische und praktische Ausbil-
dung auf Grund eines bundeseinheitlichen Berufs-
gesetzes absolviert wird. Es müssen grundsätzlich
vergleichbare berufsrechtliche Regelungen über
Ausbildung, Prüfung, staatliche Anerkennung so-
wie staatliche Erlaubnis und Überwachung der Be-
rufsausübung vorliegen. Für den zu beurteilenden
Beruf muss ein bundeseinheitliches Berufsgesetz
existieren, in dem Ausbildung und Ausübung gere-
gelt sind. Die Ausübung des zu beurteilenden
Berufs muss einer gesetzlich vorgeschriebenen Er-
laubnis bedürfen. Er muss außerdem einer staat-
lichen Überwachung durch die zuständige Behörde
(z.B. Gesundheitsamt) unterliegen.

Als freiberufliche Tätigkeiten werden danach
von der Finanzverwaltung eingestuft:

– Altenpfleger, soweit keine hauswirtschaftliche
Versorgung der Patienten erfolgt,

– Diätassistenten,
– Ergotherapeuten,
– Hebammen, Entbindungspfleger,
– Krankenpfleger, Krankenschwestern, soweit

keine hauswirtschaftliche Versorgung der Patien-
ten erfolgt,

– Logopäden,
– staatlich geprüfte Masseure, Heilmasseure, so-

weit diese nicht lediglich oder überwiegend kos-
metische oder Schönheitsmassagendurchführen,

– medizinische Bademeister, soweit diese auch
zur Feststellung des Krankheitsbefunds tätig
werden oder persönliche Heilbehandlungen am
Körper des Patienten vornehmen,

– medizinische Fußpfleger,
– medizinisch-technische Assistenten,
– Orthoptisten,
– psychologische Psychotherapeuten, Kinder- und

Jugendlichenpsychotherapeuten,
– Podologen,
– Rettungsassistenten,
– Zahnpraktiker.

– Ergänzend hierzu stellt die Zulassung des jeweili-
gen Stpfl. oder die regelmäßige Zulassung seiner
Berufsgruppe durch die zuständigen Stellen der ge-
setzlichen Krankenkassen ein ausreichendes Indiz
für das Vorliegen einer mit dem Katalogberuf des
Krankengymnasten ähnlichen Tätigkeit dar. Glei-
ches gilt für die Zulassung zur Teilnahme an Ver-
trägen zur integrierten Versorgung mit anthroposo-
phischer Medizin. Fehlt es an einer solchen
Zulassung, kann durch ein Gutachten nachgewie-
sen werden, ob die Ausbildung, die Erlaubnis und
die Tätigkeit des Stpfl. mit den Erfordernissen die-
ser Vorschriften vergleichbar ist.

Tätigkeiten im Rahmen einer ambulanten
Kranken- bzw. Altenpflege: freiberufliche oder
gewerbliche Tätigkeit?

In der Praxis nimmt die Anzahl der ambulanten Pflege-
dienste (Hauspflegedienste) im Bereich der Kranken-
undAltenpflege stetig zu. Steuerlich stellt sich in diesen
FällendieFrage, obes sichumEinkünfte ausselbständi-
ger Arbeit handelt oder aber ob eine gewerbliche Tätig-
keit vorliegt, die dann auch der Gewerbesteuer unter-
liegt. Zu dieser Abgrenzung hat die Oberfinanzdirektion
Frankfurt mit Schreiben vom 26.7.2019 (Aktenzeichen
S 2246/A – 023 St 21) Stellung genommen. Herauszu-
stellen sind die folgenden Aussagen:

Es liegt regelmäßig keiner der im Gesetz aufgeführten
freiberuflichen Berufe vor. Vielmehr ist zu prüfen, ob
die Tätigkeit der eines Katalogberufs ähnlich ist. Es
ist sowohl die Vergleichbarkeit der jeweils ausgeüb-
ten Tätigkeiten nach den sie charakterisierenden
Eigenschaften als auch die Vergleichbarkeit der Aus-
bildung und der Bedingungen, an die das Gesetz die
Berufsausübung knüpft, erforderlich. Dabei ist auf die-
jenigen Katalogberufe abzustellen, die eine heilberuf-
liche Tätigkeit beinhalten (Ärzte, Heilpraktiker und
Krankengymnasten). Diese vergleichbaren Katalogbe-
rufe dürfen regelmäßig nur nach Erlangung einer
staatlichen Erlaubnis ausgeübt werden, die erst nach
erfolgreichem Abschluss eines durch Gesetz geregel-
ten Ausbildungsgangs erteilt wird. Folglich muss auch
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der Ausübende einer „ähnlichen heilberuflichen Tätig-
keit“ diese Voraussetzungen erfüllen. Entsprechende
Kenntnisse können aber nicht nur durch eine entspre-
chende Abschlussprüfung nachgewiesen werden. Um
eine freiberufliche Tätigkeit handelt es sich auch,
wenn eine Zulassung i.S.d. § 124 Abs. 2 SGB V durch
die zuständigen Stellen der gesetzlichen Krankenkas-
sen erteilt wurde. Eine solche Zulassung steht der
staatlichen Anerkennung gleich. Fehlt es auch an die-
ser Zulassung, kann durch ein Gutachten nachgewie-
sen werden, dass die Ausbildung, die Erlaubnis und
die Tätigkeit des Stpfl. mit den Erfordernissen des
§ 124 Abs. 2 Satz 1 Nr. 13 SGB V vergleichbar sind.

Folgende Berufsgruppen erfüllen die Voraussetzun-
gen für eine freiberufliche Tätigkeit:

– Die nach § 2 des Krankenpflegegesetzes zum
Führen der Berufsbezeichnung Krankenpfleger/
Krankenschwestern Berechtigten;

– die nach § 2 des Altenpflegegesetzes zum Führen
der Berufsbezeichnung Altenpfleger Berechtigten.

Folgende Berufsgruppen erfüllen die Voraussetzun-
gen nicht:

– Krankenpflegehelfer,

– Altenpflegehelfer.

Zusätzlich zu den Ausbildungs- und Abschlussvoraus-
setzungen ist auf die tatsächlich ausgeübte Tätig-
keit abzustellen. Hierzu gilt:

– Leistungen der häuslichen Krankenpflege (§ 37
SGB V): Werden diese erbracht, stellt dies die Aus-
übung eines Heilhilfsberufs dar, die mit der Tätigkeit
einesKrankengymnastenvergleichbar ist. Eshandelt
sich somit um eine freiberufliche Tätigkeit. Wesent-
licher Bestandteil einer solchen Pflegeleistung ist
immer die Behandlungspflege, die als medizinische
Hilfeleistung unter Verantwortung eines Arztes er-
bracht wird und somit auf einer Stufemit Leistungen
anderer Heilhilfsberufe steht. Wird die Behandlungs-
pflege im Rahmen der häuslichen Krankenpflege er-
bracht, prägt sie die gesamte Pflegeleistung, so dass
auch zusätzlich zu erbringende Leistungen der
Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung
nichts anderVergleichbarkeit der Tätigkeitmit ande-
ren Heilhilfsberufen ändern.

– Leistungen der häuslichen Pflegehilfe (§ 36 SGB XI):
Die Erbringung dieser Leistungen stellt keine heil-
hilfsberufliche Tätigkeit dar, da hierbei primär Hilfe-
leistungen für gewöhnliche und regelmäßig wieder-
kehrende Verrichtungen des täglichen Lebens
erbracht werden. Selbst wenn in diesen Hilfeleistun-
gen dieGesundheitsvorsorge und Aufrechterhaltung
von Vitalfunktionen eingeschlossen ist, so ist die Ge-

samtleistung doch nicht von einer medizinischen
Versorgung geprägt und deshalb insgesamt einer
heilhilfsberuflichen Tätigkeit nicht vergleichbar. Es
handelt sich somit um eine gewerbliche Tätigkeit.

– Leistungen bei der Unterstützung im Alltag durch
sog. Senioren-Assistenzen (§ 45a SGB XI): Nach
Angabender Bundesvereinigungder Senioren-Assis-
tenten Deutschland e.V. ist die professionelle Senio-
ren-Assistenz eine begleitende Alltagsunterstützung
für Senioren und Menschen mit Hilfebedarf, welche
aktiviert und motiviert, Tagesstrukturen schafft und
ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht.“ Senioren-
Assistenten seien weder in der Pflege noch in der
Hauswirtschaft tätig, sondern schlössen die Be-
treuungslücke zwischen Pflege und Hauswirtschaft.
Die aus ihrer Tätigkeit erzielten Einkünfte stellen sol-
che aus Gewerbebetrieb dar.

Werden neben freiberuflichen (häusliche Krankenpfle-
ge) auch gewerbliche Tätigkeiten (hauswirtschaftliche
Versorgung) ausgeübt, sind diese grundsätzlich steuer-
lich getrennt zu beurteilen. Die Tätigkeiten sind zu tren-
nen, wenn dies nach der Verkehrsauffassung ohne be-
sondere Schwierigkeit möglich ist, und zwar auch dann,
wenn zwischen den Tätigkeitsmerkmalen ein enger
sachlicher und wirtschaftlicher Zusammenhang be-
steht, alsoeine sog.gemischteTätigkeit vorliegt.Hier-
von kann ausgegangen werden, wenn die Tätigkeiten
unabhängig voneinander erbracht und vergütet werden
undzudemeinegetrennteAufzeichnungder Einnahmen
erfolgt. Eine Aufteilung ist auch dannmöglich, wenn die
unterschiedlichen Leistungen nacheinander bei densel-
ben Personen erbracht werden.

Die Beschäftigung von vorgebildeten Fachkräften
steht regelmäßig der Annahme einer freiberuflichen
Tätigkeit nicht entgegen. Voraussetzung ist jedoch,
dass der Berufsträger eigenverantwortlich und auf
Grund eigener Fachkenntnisse auch leitend tätig wird.
Es reicht dafür im Bereich der ambulanten Kranken-
und Altenpflege aus, wenn der Berufsträger auf Grund
seiner Fachkenntnisse durch regelmäßige und einge-
hende Kontrolle maßgeblich auf die Pflegetätigkeit
der Mitarbeiter bei jedem einzelnen Patienten Einfluss
nimmt, so dass die Leistung den „Stempel seiner
eigenen Persönlichkeit“ trägt.

Nicht ausreichend ist hingegen, wenn der Berufsträger
die Pflege am einzelnen Patienten angesichts des Um-
fangs der zu erbringenden Leistung nach einem Erstge-
spräch weitgehend seinenMitarbeitern überlässt.

Hinweis:
SchließensichmehrerezurErbringungvonambulanten
Kranken- oder Altenpflegedienste in der Rechtsform
einer Personenvereinigung zusammen, so führt eine
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gemischte Tätigkeit stets dazu, dass insgesamt ge-
werbliche Einkünfte vorliegen. Eine Trennung zwi-
schen freiberuflicher und gewerblicher Tätigkeit wie
bei einem einzeln Tätigen ist dann nicht möglich.

Ermäßigter Umsatzsteuersatz auf E-Books

Gesetzlich verankert wurde nun –mit Wirkung ab dem
18.12.2019 – die Anwendung des ermäßigten Um-
satzsteuersatzes von 7 % auf E-Books usw. Dies gilt
für die Überlassung in elektronischer Form von

– Büchern, Broschüren und ähnlichen Drucken,

– ZeitungenundanderenperiodischenDruckschriften,
auch mit Bildern oder Werbung enthaltend (ausge-
nommen Anzeigenblätter, Annoncen-Zeitungen und
dergleichen, die überwiegend Werbung enthalten),

– Bilderalben, Bilderbüchern und Zeichen- oder Mal-
büchern für Kinder,

– Noten, handgeschrieben oder gedruckt, auch mit
Bildern, auch gebunden,

– kartografischen Erzeugnissen aller Art, einschließ-
lich Wandkarten, topografischer Pläne und Globen,
gedruckt,

– Tonträgern, die ausschließlich die Lesung eines Bu-
ches beinhalten.

Begünstigt ist auch die Bereitstellung eines Zugangs
zu Datenbanken, die eine Vielzahl von elektronischen
Büchern, Zeitungen oder Zeitschriften oder Teile von
diesen enthalten.

Ausgeschlossen ist der ermäßigte Steuersatz aller-
dings in folgenden Fällen:

– Veröffentlichungen, die vollständig oder im We-
sentlichen aus Videoinhalten oder hörbarer Musik
bestehen,

– Erzeugnisse, für die Beschränkungen als jugendge-
fährdende Trägermedien oder Hinweispflichten
nach dem Jugendschutzgesetz bestehen, sowie

– Veröffentlichungen, die vollständig oder im We-
sentlichen Werbezwecken, einschließlich Reise-
werbung, dienen.

Handlungsempfehlung:
Insoweit muss die Rechnungsstellung angepasst
werden.

Umsatzsteuerbefreiung für „Schul- und Hoch-
schulunterricht“

Für Unterrichtsleistungen existiert im nationalen Um-
satzsteuerrecht eine Steuerbefreiungsvorschrift. Die-

se setzt die entsprechende Steuerbefreiungsvor-
schrift der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie um. Letz-
tere ist begrifflich umfassender als die nationale
Vorschrift und der Stpfl. kann sich im Zweifel auf die
Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie berufen.

Nun wird allerdings der dort verwendete Begriff „Schul-
und Hochschulunterricht“ zunehmend wieder enger
ausgelegt. Dies dahingehend, dass es sich um „ein in-
tegriertes Systemder Vermittlung von Kenntnissen und
Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und vielfältiges
Spektrum von Stoffen sowie auf die Vertiefung und Ent-
wicklung dieser Kenntnisse und Fähigkeiten durch die
Schüler und Studenten je nach ihrem Fortschritt und ih-
rer Spezialisierung auf den verschiedenen systembil-
denden Stufen“ handeln muss. Auf dieser Basis hat der
Europäische Gerichtshof mit Urteil vom 7.10.2019
(RechtssacheC-47/19)entschieden,dassSurf- undSe-
gelschulunterricht nicht steuerfrei ist, auch wenn die
Leistungen den Unterricht der Teilnehmer an Schulen
und Hochschulen vorbereiten bzw. ergänzen.

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass der
Gesetzgeber jüngst die nationale Befreiungsvorschrift
an die zunehmend engere Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshof anpassen wollte. Diese gesetz-
liche Anpassung ist nun nicht erfolgt, sondern wurde
aufgeschoben. Stpfl. müssen sich aber darauf einstel-
len, dass die Entwicklung der Rechtsprechung auch
von der Finanzverwaltung umgesetzt werden wird.

Handlungsempfehlung:
Derzeit besteht Ungewissheit über das Ausmaß der
Steuerbefreiung. Unklar ist auch die Haltung der Fi-
nanzverwaltung. So ist offen, ob eine verschärfende
Anwendung möglicherweise mit einer Übergangsre-
gelung verbunden wird.

Letztlich muss der konkrete Fall unter Hinzuziehung
steuerlichen Rats darauf hin geprüft werden, wel-
ches Risiko hinsichtlich der Behandlung als steuer-
freie Unterrichtsleistungen besteht.

Gewerbesteuerliche Behandlung vorberei-
tender Betriebsausgaben

Wird eine gewerbliche Tätigkeit begründet, so sind ein-
kommensteuerlich auch alle Aufwendungen in der Vor-
bereitungsphase als vorbereitende Betriebsausgaben
steuerlich abzugsfähig. Nicht jedoch in Bezug auf die
Gewerbesteuer. Die sachliche Gewerbesteuerpflicht
beginnt nach ständiger Rechtsprechung erst dann,
wenn alle tatbestandlichen Voraussetzungen eines Ge-
werbebetriebs erfüllt sind und der Gewerbebetrieb in
Ganggesetztwurde. Entscheidend ist,wanndieVoraus-
setzungen für die erforderlicheBeteiligung amallgemei-
nen wirtschaftlichen Verkehr tatsächlich erfüllt sind, so
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dass das Unternehmen sich mit eigenen gewerblichen
Leistungen amMarkt beteiligen kann.

AufdiesenUmstandhat jüngstdieFinanzverwaltungmit
Schreiben des Landesamts für Steuern Niedersachsen
v.12.8.2019 (AktenzeichenG1421–17–St25/St251)
hingewiesen und die Finanzämter bei Unternehmens-
gründungenumbesonderePrüfunggebeten.Zudenblo-
ßen, gewerbesteuerrechtlich noch unbeachtlichen Vor-
bereitungshandlungenwerden z.B. dieAnmietung eines
Geschäftslokals, die Errichtung eines Fabrikgebäudes
oder eines Hotels, mit dessen Betrieb erst nach dessen
Fertigstellung begonnen wird, Anwaltskosten, Bera-
tungskosten, Inseratskosten, Telefon-undReisekosten,
Schulungskosten für Angestellte und Arbeiter, Mieten
und sonstige Aufwendungen für noch herzurichtende
Geschäftsräume gezählt.

Für die gewerbesteuerliche Behandlung dieser Auf-
wendungen sind allein der Anlass und der Zeitpunkt
ihrer Entstehung, nicht aber der Zeitpunkt der Zah-
lung maßgebend. Unbeachtlich ist deshalb, ob die
Aufwendungen vor oder nach Beginn der Gewerbe-
steuerpflicht in Rechnung gestellt und beglichen wer-
den und ob der Gewerbetreibende seinen Gewinn
durch Bestandsvergleich oder Einnahmen-Überschuss-
rechnung ermittelt.

Handlungsempfehlung:
Da diese Aufwendungen gewerbesteuerlich nicht
geltend gemacht werden können, ist zu prüfen, ob
entsprechende Leistungen durch den Stpfl. zeitlich
erst nach Ingangsetzung des Gewerbebetriebs in
Anspruch genommen werden können.

Abschreibung einer Halle in „leichter“ Bau-
weise – Bedeutung der AfA-Tabellen
Im Streit stand der AfA-Satz für eine Produktionshalle.
Diese war nicht in Massivbauweise errichtet. Der Stpfl.
setzteeineNutzungsdauervon14Jahrenanundverwies
auf die Ausführungen in der amtlichen AfA-Tabelle für
„Leichtbauhallen“. Dies wies das Finanzgericht Baden-
WürttembergmitUrteil vom4.6.2019(Aktenzeichen5K
1971/17) nun zurück. Nach dem eingeholten Sachver-
ständigengutachten war die streitgegenständliche Hal-

le zwar nicht in Massivbauweise errichtet, entsprach
abernichtdem,was inderVorbemerkungzurAfA-Tabel-
le unter Leichtbauweise verstanden wird. Mithin hatte
der Stpfl. für den konkreten Fall nicht die Regelvermu-
tung eines AfA-Satzes für betriebliche Gebäude von 3 %
für die Halle widerlegt.

Der Stpfl. versuchte seine Einstufung der Halle und den
Ansatz der AfA-Dauer von lediglich 14 Jahren mit einem
eigenen Sachverständigengutachten zu stützen. Die
von der Finanzverwaltung herausgegebenen AfA-Tabel-
len geben die Auffassung der Verwaltung wieder und
haben zunächst die Vermutung der Richtigkeit für sich,
sind aber für dieGerichte nicht bindend. Soll hiervon ab-
gewichen werden, muss der Stpfl. eine qualifizierte Be-
gründung geben. Dies ist vorliegend nicht geschehen.
Der Sachverständige grenzt in seinem Gutachten die in
ihrer Gesamtheit als Stahlleichtbau errichtete Halle be-
reits aufGrund ihresBaustandards vonder sog. „Leicht-
bauweise“ i.S.d. AfA–Tabellen ab. Es liege ein klassi-
scher (Stahl-)Skelettbau vor. DieGebäudehülle bestehe
dagegen aus ElementendesStahlleichtbaus (Kassetten
und Trapezbleche). Diese Profile seien kaltgeformt,
dünnwandig, gedämmt und oberflächenveredelt. Ein
derartigerStandardentsprechenichtdemStandard laut
AfA-Tabellen, wonach einfache Wände aus Holz, Blech,
Faserzement sowieDächer aus Papp-, Blech- oderWell-
faserzementplatten als sog. „Leichtbau“ beschrieben
werden. Dieser Baustandard sei äußerst niedrig. Das
Gericht verwies darauf, dass eine Anwendung der AfA-
Tabelle allenfalls entfallen könne,wenn dieDefinitionen
in der Tabelle auf Grund falscher Annahmen nicht zur
Schätzung der Nutzungsdauer herangezogen werden
können. In diesem Fall sei jedoch die tatsächliche Nut-
zungsdauer qualifiziert nachzuweisen.

Handlungsempfehlung:
Dies verdeutlicht, dass dieGeltendmachung einer von
den AfA-Tabellen der Finanzverwaltung abweichen-
den Nutzungsdauer im Zweifel die Vorlage eines fach-
lich ordnungsgemäßen Gutachtens erfordert. Nicht
ausreichend ist es darzulegen, dass die Annahme in
der amtlichen AfA-Tabelle unzutreffend sei. Vielmehr
muss dann für den konkreten Fall ein fachlich begrün-
deter Nachweis der Nutzungsdauer erfolgen.

Fü r Pe r sonengese l l s cha f t e n

Finanzverwaltung zur unentgeltlichen Über-
tragung von Mitunternehmeranteilen

Gesetzlich ist ausdrücklich vorgesehen, dass Mitun-
ternehmeranteile unentgeltlich übertragen werden
können, ohne dass dies zur Aufdeckung stiller Reser-
ven führt. Dies ist v.a. dann von Interesse, wenn im

Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge Mitunter-
nehmeranteile auf die nächste Familiengeneration
übertragen werden sollen. In diesen Fällen ist eine
hohe Flexibilität gefragt. So sollen oftmals vom Über-
tragenden an die Personengesellschaft überlassene
Wirtschaftsgüter zur finanziellen Absicherung zurück-
behalten werden oder es werden im Vorgriff auf die
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Übertragung des Mitunternehmeranteils einzelne
Wirtschaftsgüter steuerlich zu Buchwerten in eine se-
parate Gesellschaft übertragen.

In all diesen Fällen ist darauf zu achten, dass die Vo-
raussetzungen für eine Buchwertübertragung des Mit-
unternehmeranteils gewahrt sind. Die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs hat insoweit in den letz-
ten Jahren die Gestaltungsspielräume für die Stpfl.
zunehmend ausgeweitet. Dem folgt nun nach langem
Zögern auch die Finanzverwaltung, wie mit Schreiben
des Bundesfinanzministeriums vom 20.11.2019 (Ak-
tenzeichen IV C 6 – S 2241/15/10003) dargelegt
wird. Herauszustellen sind folgende Aspekte:

– Die Finanzverwaltung gibt die Gesamtplanbetrach-
tung im Zusammenhang mit der vorweggenomme-
nenErbfolge auf:Wenn imzeitlichenZusammenhang
(auch zeitgleich) funktional wesentlicheWirtschafts-
güter, die der Gesellschafter an die Personengesell-
schaft verpachtet und die daher steuerlich zum Be-
triebsvermögen der Personengesellschaft zählen,
zumBuchwert in einanderesBetriebsvermögenoder
auf eine andere Personengesellschaft, an der dieser
beteiligt ist, übertragenbzw.überführt, stehtdiesder
Buchwertfortführung für die Übertragung des Mitun-
ternehmeranteils nicht entgegen. Voraussetzung ist
nur, dass der übertragene Betrieb nicht zerschlagen
wird, sondern auch nach der Auslagerung von funk-
tionalwesentlichemBetriebsvermögenoderSonder-
betriebsvermögen eine funktionsfähige betriebliche
Einheit fortbesteht, welche sodann unentgeltlich
übertragen wird.

Beispiel:
V ist Kommanditist einer Personengesellschaft. Die-
ser vermietet die betriebliche Immobilie an die KG
zur Nutzung. Ziel ist die unentgeltliche Übertragung
der Kommanditbeteiligung auf den S unter Zurück-
behaltung der Immobilie. Der gesamte Vorgang soll
ohne Aufdeckung stiller Reserven erfolgen.
Lösung: V gründet zunächst eine neue GmbH & Co.
KG und überträgt die Immobilie zu Buchwerten auf
diese. Sodann wird diese Beteiligung zu Buchwerten
auf S übertragen.

– Die Gesamtplanbetrachtung entfällt auch, wenn auf
Grundeines einheitlichenPlans zeitlich vor der Über-
tragung des Mitunternehmeranteils funktional we-
sentliches Betriebsvermögen unter Aufdeckung der
stillen Reserven entweder entnommen (z.B. durch
unentgeltliche Übertragung auf einen Angehörigen)
oder zum gemeinen Wert veräußert wird.

– Wenn dagegen im Zeitpunkt der Mitunternehmer-
anteilsübertragung funktional wesentliches Son-
derbetriebsvermögen schlicht zurückbehalten und
zeitgleich oder taggleich in das Privatvermögen

des Übertragenden überführt wird, ist die Buch-
wertfortführung unzulässig.

– Der Vorbehalt eines Nießbrauchsrechts an den
übertragenen Mitunternehmeranteilen hindert
nicht die Buchwertübertragung.

– Wird nur ein Teil des Mitunternehmeranteils über-
tragen, so brauchen Wirtschaftsgüter, die der Ge-
sellschafter an die Personengesellschaft verpach-
tet und die daher steuerlich zum Betriebsvermögen
der Personengesellschaft zählen, nicht in der
gleichen Quote mitübertragen zu werden. Diese
können vielmehr ganz zurückbehalten werden oder
auch überquotal übertragen werden.

Beispiel:
V ist alleiniger Kommanditist. Dieser vermietet die
betriebliche Immobilie an die KG zur Nutzung. Ziel
ist die Beteiligung der Nachfolgegeneration (S
und T) unter Zurückbehaltung der Immobilie, um
eine sichere Versorgung von V zu gewährleisten.
Lösung: V kann Teile seiner Beteiligung ohne Aufde-
ckung stiller Reserven an S und T übertragen und die
Immobilie vollständig in seinem Vermögen belassen.

Handlungsempfehlung:
Derartige Vorgänge sind steuerlich komplex und be-
nötigen stets einer steuerlichen Beratung.

Bilanzberichtigung bei fehlerhafter Buchung
einer Einlage

Wurde eine Einlage fehlerhaft nicht auf einem Kapital-
konto des Gesellschafters, sondern auf einem Darle-
henskonto gebucht, so kann dies durch eine Bilanzbe-
richtigung korrigiert werden. Dies stellt das Hessische
Finanzgericht mit Urteil vom 12.3.2018 (Aktenzei-
chen 2 K 2019/14) fest.

ImUrteilsfallwardies vonBedeutung, daVerlusteerzielt
wurden, und hinsichtlich des Verlustverrechnungsvolu-
mens das Kapitalkonto bestimmt werden musste. Ent-
gegen dem offensichtlich Gewolltem erfolgte die Bu-
chung der Einlage tatsächlich auf einemKonto, welches
nach den Regelungen des Gesellschaftsvertrags nicht
als Kapitalkonto einzustufen war.

Handlungsempfehlung:
Gegen dieses Urteil wird nun unter dem Aktenzei-
chen IV R 8/19 das Revisionsverfahren beim Bun-
desfinanzhof geführt. Daher bleibt die endgültige
Entscheidung im Streitfall abzuwarten.

In der Praxis kann nur dazu geraten werden, die
Kapitalkontengliederung im Gesellschaftsvertrag
so darzustellen, wie dies gewollt ist und dies auch
in der Buchhaltung umzusetzen.
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Fü r Be z i e he r von Kap i t a l e i n kün f t en
Verlust aus der Ausbuchung von Aktien bei
einem Planinsolvenzverfahren

Seit Geltung der Abgeltungsteuer werden bei den Ein-
künften aus Kapitalvermögen nicht nur laufende Erträ-
ge, sondern auch Erträge aus der Vermögenssubstanz,
insbesondere also Veräußerungsgewinne steuerlich er-
fasst. Im Gegenzug können dann aber auch Veräuße-
rungsverluste– zumindestmit anderenErträgenausKa-
pitalvermögen – verrechnet werden. Die Finanzverwal-
tung legt insoweit den Gesetzeswortlaut allerdings eng
aus undwill Verluste imWesentlichen nur dann berück-
sichtigen, wenn eine Veräußerung der Wertpapiere er-
folgte. Dass auch das endgültige Wertloswerden von
Wertpapieren zu einem zu berücksichtigenden Verlust
führt, haben die Finanzgerichte vielfach bestätigt.

Nun hatte sich dasHessische FGmit einemFall zu befas-
sen, bei dem Aktien im Rahmen eines Planinsolvenzver-
fahrens wertlos wurden. Im zugrunde liegenden Fall er-
folgte im Rahmen eines Planinsolvenzverfahrens bezüg-
lich einer AG ein sog. Debt-to-Equity-Swap, bei dem
zunächst das Grundkapital der AG auf Null herabgesetzt
wurde,ehedieGläubiger imRahmeneinersichanschließ-
enden Kapitalerhöhung – unter Ausschluss des Bezugs-

rechts derAlt-Aktionäre–diewirtschaftlicheMöglichkeit
erhalten haben, 100 % der auszugebenden Aktien an der
Gesellschaft zu erwerben. Ein Debt-to-Equity-Swap
(Schuldenbeteiligungstausch) ist eine Transaktion, bei
der eine Forderung eines Gläubigers gegenüber einem
Schuldnerunternehmen zu Gunsten einer entsprechen-
den Beteiligung an diesem Unternehmen erlischt. Ein
Altaktionär, dessenAktien indiesemZugewertlos ausge-
bucht wurden, machte den entstandenen Wertverlust
steuerlich geltend. Dies bestätigte nun auch das Hessi-
sche Finanzgericht mit Urteil vom 10.4.2018 (Aktenzei-
chen7K440/16) und lehntedie anderslautendeAnsicht
der Finanzverwaltung ab. Denn durch die Auf-Null-Stel-
lung der Aktien und den Ausschluss der Alt-Aktionäre
vomBezugsrecht für die sich anschließendeKapitalerhö-
hung hätten die Alt-Aktionäre ihre Kapitalanteile nebst
der in den Aktien verbrieften Aktionärsrechte unwieder-
bringlich und endgültig verloren.

Hinweis:
Gegen dieses Urteil ist nun beim Bundesfinanzhof
unter dem Aktenzeichen VIII R 43/18 die Revision
anhängig.

Fü r Hause i g en t üme r
Nicht verbrauchte Erhaltungsaufwendungen
nach einem Erbfall

DerStpfl. kanngrößereAufwendungen fürdieErhaltung
von Gebäuden, die im Zeitpunkt der Leistung des Erhal-
tungsaufwands nicht zu einemBetriebsvermögen gehö-
ren und überwiegend Wohnzwecken dienen, abwei-
chend von den Grundregeln, nach denen der Abzug in
dem Jahr zu erfolgen hat, in dem die Kosten anfallen,
auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilen. Diese Ver-
teilung von größeren Erhaltungsaufwendungen kann
steuerlich v.a. dann sinnvoll sein, wenn ansonsten die
Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer so stark
gemindert würde, dass sich z.B. Sonderausgaben gar
nicht mehr auswirken oder sich Progressionsnachteile
ergeben.

Gesetzlich ist nun ausdrücklich bestimmt, dass wenn
das Gebäude während des Verteilungszeitraums ver-
äußert wird, der noch nicht berücksichtigte Teil des
Erhaltungsaufwands im Jahr der Veräußerung als Wer-
bungskosten abzusetzen ist. Vielfach strittig ist dage-
gen der Fall, dass der Stpfl. während des Verteilungs-
zeitraums verstirbt oder die Immobilie verschenkt wird.
Die Finanzverwaltung geht für diesen Fall davon aus,
dass der Rechtsnachfolger Erhaltungsaufwand noch in
dem von seinemRechtsvorgänger gewählten restlichen

Verteilungszeitraum geltend machen kann. Die Recht-
sprechung lehnt diese Ansicht der Finanzverwaltung al-
lerdings ab und geht davon aus, dass die noch nicht ver-
brauchten Erhaltungsaufwendungen im Jahr des Todes
oder der Schenkung noch beimRechtsvorgänger als Er-
haltungsaufwendungen anzusetzen sind, also keine
Fortführung der Verteilung durch die Rechtsnachfolger
erfolgt.

Dies hat nun das Finanzgericht Münster in der Ent-
scheidung vom 11.10.2019 (Aktenzeichen 10 K
3350/18 E) bestätigt für einen Fall, bei dem eine Im-
mobilie wegen Todes auf eine Erbengemeinschaft
überging und beim Erblasser noch nicht verbrauchte
Erhaltungsaufwendungen vorlagen.

Handlungsempfehlung:
Das Finanzgericht hat wegen grundsätzlicher Bedeu-
tung dieser Rechtsfrage die Revision (Aktenzeichen
IX R 31/19) zugelassen. In der Praxis sind die Unsi-
cherheiten hinsichtlich der steuerlichen Beurteilung
zu beachten und die Konsequenzen im Einzelfall zu
prüfen.

Mit freundlichen Grüßen
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